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VERBRECHEN UND URSACHEN VON KRIMINALITÄT BEKÄMPFEN 

Mit dem Positionspapier zur inneren Sicherheit setzte die 

Bundes-SPD ein richtungweisendes Signal, dass die Ver-

brechensbekämpfung mit Hilfe von Polizei und Justiz zwar 

wichtig war, dass aber die Bekämpfung der Ursachen 

gleich-gewichtig daneben stehen müsste. Die Bekämpfung 

der Ur-sachen durch eine Politik der Gerechtigkeit und 

Chancen, der Hilfe für die Familien oder auch der 

Bildungspolitik wurde von der CDU völlig vernachlässigt. 

Deshalb war auch die Sorge vor Kriminalität so groß. 

Der öffentliche Streit bei der Kinder- und 

Jugendkriminalität, auf geschlossene Heime zu setzen, war 

keine Lösung. Viel wichtiger war, dass der Staat - das 

Jugendamt und das Vor-mundschaftsgericht - mit dem ihm 

vom Grundgesetz aufgege-benen Wächteramt lange vorher 

eingreifen musste, bevor Polizei und Justiz zuständig 

wurden. Dafür brauchte man kaum Gesetzesänderungen. 

Vielmehr hatten Jugendämter zu wenig Zeit und Geld. Die 

auswärtige Unterbringung wurde als zu teuer angesehen. 

Gute Heime wie z.B. die Johannesburg mit der nötigen 

Rundumbetreuung hatten ihren Preis. Das war auch ein 

Problem im Emsland, wo versucht wurde, mit nied-

rigschwelligen Hilfen Kosten zu sparen. Es gab aber12- bis 

14-jährige, bei denen man schon absehen konnte, dass sie 

delin-quent werden könnten unter anderem deshalb, weil 

sich zu Hause niemand um sie kümmerte. Da musste 

rechtzeitig geholfen und eingegriffen werden. Es müssten 

alle Behörden rechtzeitig zusammenarbeiten. Kinder 

brauchten Erziehung, Chancen und Zukunft. Und wenn sie 

wegliefen, müsste die pädagogische Betreuung auch 

dadurch ermöglicht werden, dass es vorübergehend 

geschlossene Türen vorfindet und am Weglaufen gehindert 

wird. Entscheidend aber war, dass Geld und Zeit für die 

Betreuung vorhanden waren. 

Solche Angebote wären finanzierbar. Auch die Hilfen für 

Familien wären es, die später vielleicht Jugendkriminalität 

verhüten könnten. Das würde sich schon mittelfristig 

rentieren, denn auch in Bayern kostet ein einziger Tag 

Jugendstrafvoll-zug um die 200,- DM. Wenn man den 

ganzen Justiz- und Polizeiapparat zurechnete, gälte der 

Grundsatz: Jede Mark, die frühzeitig in Kinder, ihre 

Chancen und ihre Erziehung inves-tiert wird, spart später 

das fünfache im Bereich von Polizei, Gericht und 

Strafvollzug. 

Im Bereich der Jugendkriminalität wurde viel zu wenig 

getan, obwohl die Probleme lange bekannt waren. Es wurde 

einseitig auf Strafhöhe und Strafrahmen gesetzt, während 

die Bekämp-fung der Ursachen und die Schaffung einer 

vernünftigen Ge-meinschaft mit Werten, die jungen Leuten 

gerechte Chancen gibt, vernachlässigt wurde. Es ging mehr 

um öffentliche Sensationshascherei als um die Behebung 

von wirklichen Defiziten bei der Umsetzung von Gesetzen 

und in der Ursachenbekämpfung. 

 

Ems-Zeitung 07.08.1998 
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Der Wecker 09.08.1998 

Sonntags Report 09.08.1998 
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Ems-Zeitung 13.08.2014 
 

 

 
 

 

 

 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

Sonntags Report 16.08.1998 

 
General Anzeiger 17.08.1998 
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September 1998  

EMPFEHLUNGEN DES 10. JUGENDBERICHTS BEGRÜSST 

Die SPD im Emsland begrüßte den 10. Kinder- und Jugend-

bericht als eine umfassende und fundierte Analyse der Lebens-

situation von Kindern in Deutschland. Die Empfehlungen 

dienten dem Ziel, Kindern in unserer Gesellschaft positive 

Lebensbedingungen zu erhalten oder zu schaffen. 

Die SPD unterstützte die Zielsetzung der Kommission, die 

Beschreibung der Lebenssituation der Kinder in umfassende 

gesellschaftliche Entwicklungen einzubetten. Vor dem Hinter-

grund neuralgischer Punkte, die das Aufwachsen der Kinder 

belasten, müssten sich die Leistungsfähigkeit der Hilfen 

bewähren und weiterentwickeln.  

Der Bericht zeichnete den bedrückenden Anstieg der materiel-

len Notlagen sowie der sich verschärfenden sozialen Problem-

konstellationen, mit denen Kinder und Familien konfrontiert 

waren, eindrucksvoll nach. 

Die Kommission erkannte zwar an, dass die Jugendhilfe 

erhebliche Anstrengungen unternommen hatte, trotz des 

zunehmenden Kostendrucks ihr Hilfe- und Dienstleistungs-

angebot verstärkt zielgruppen- und bedarfsorientiert auszu-

differenzieren. Gleichzeitig bemängelte sie aber zu Recht, dass 

die Jugendhilfepraxis noch nicht genügend auf die Bedürfnisse 

und Notwendigkeiten bestimmter Zielgruppen eingerichtet 

wäre. Genannt wurde die mangelhafte Versorgung von länd-

lichen Regionen und sozialen Brennpunkten. Bei der Ausge-

staltung der Angebote unterstrich die Kommission, dass dem 

Gesichtspunkt der Partizipation der Betroffenen zukünftig ein 

wesentlich größeres Augenmerk zu schenken wäre. Hier wäre 

nicht nur die Kreativität der Träger von Jugendhilfeeinrich-

tungen gefragt. Vor allem die kommunale Jugendhilfeplanung 

müsste hier die notwendigen Vorgaben machen und Entwick-

lungsperspektiven eröffnen. Peter Raske mahnte in diesem 

Zusammenhang erneut den fehlenden Jugendhilfeplan des 

Emslandes an. 

Mit Blick auf die vielfältigen problematischen Begleit- und 

Folgeerscheinungen der gesellschaftlichen Umbrüche verwies 

die Kommission darauf, dass die Jugendhilfe sehr schnell an 

ihre Grenzen geführt würde, wenn sie nicht finanziell besser 

abgesichert und durch sozialpolitische Maßnahmen flankiert 

würde. Die SPD unterstrich die Forderung der Experten-

kommission nach einer kommunalen Armutspolitik, die das 

gesamte Lebensumfeld der Familien berücksichtigte. Ein 

emsländischer Armutsbericht, der von der CDU abgelehnt 

wurde, könnte Grundlage dafür sein.

 

 

VIELE ARBEITSLOSE KOMMEN IN DER STATISTIK NICHT VOR 

Der Rückgang der Arbeitslosigkeit im letzten Jahr ließ die 

Arbeitsmarktentwicklung rosiger erscheinen als sie tatsächlich 

war. Viele Arbeitslose verschwanden aus der Statistik, ohne 

einen Job gefunden zu haben. 

Zu Beginn des Jahres wurde die Arbeitslosenstatistik erneut 

geändert mit der Folge, dass sich die Arbeitslosigkeit rein 

rechnerisch um 53.000 Arbeitslose reduzierte. So war die 

Meldepflicht erneut verschärft worden und nur noch jene 

wurden als arbeitslos gemeldet, die weniger als 15 Stunden 

wöchentlich arbeiteten. Früher lag diese Grenze bei 18 

Stunden. Rund ein Fünftel des Rückganges der Arbeitslosig-

keit im Vergleich zum Vorjahr ging nach einer Analyse des 

DGB auf rein statistische Änderungen zurück. Zugleich 

erhöhte sich die Zahl der geringfügig Beschäftigten stark, was 

zu einer statistischen Reduzierung der Arbeitslosenquote 1998 

führte. Ohne diese Effekte würde die Arbeitslosenquote der 

abhängig Beschäftigten nach den Berechnungen des DGB bei 

12 Prozent liegen. 

Insgesamt änderte die Regierung Kohl seit Mitte der 80er Jahre 

die gesetzliche Grundlage für die Statistik siebenmal. Längst 

nicht alle, die gern arbeiten möchten, aber keinen Job fanden, 

wurden als Arbeitslose registriert. Erstmals nahm das Arbeits-

kräfteangebot im Westen aufgrund der demographischen Ent-

wicklung und des nachlassenden Zuwanderungsdrucks ab. 

Diese Entwicklung schlug sich in der Arbeitslosenstatistik 

nieder und reduzierte die Arbeits-losenzahl im Laufe dieses 

Jahres etwa um 100.000 bis 140.000.  

Zusammen hätten diese Effekte die Zahl der Arbeitslosen um 

rund 150.000 bis 190.000 reduziert. Die im bisherigen Jahres-

verlauf gesunkene Arbeitslosigkeit war damit nur zum gerin-

geren Teil mit der konjunkturellen Belebung erklärbar. Rund 

die Hälfte bis zwei Drittel dieses Rückgangs waren auf die 

Abnahme des Arbeitskräfteangebots und die neuerlichen 

statistischen Korrekturen zurück zu führen. Zugleich trug die 

Ausweitung der Arbeitsförderung zur Entlastung bei. Das 

Arbeitsplatzdefizit müsste auf insgesamt 6,5 bis 7 Millionen 

veranschlagt werden. Die offiziell registrierte Arbeitslosigkeit 

machte nur gut die Hälfte der Unterbeschäftigung aus. 

 

Bei der Bundestagswahl am 27.09.1998 löst Gerhard Schröder Helmut Kohl als Kanzler ab. 

 
Wahlergebnis für Papenburg Bundestag 1998  

CDU 40,4 % 7.966 

SPD 43,2 % 8.506 

FDP 9,8 % 1.933 

Grüne 3,3 % 646 

Sonstige 3,3 % 647 
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Oktober 1988  

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 

 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

Sonntags Report 22.10.1998 

Sonntags Report 18.10.1998 
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November 1998 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Ems-Zeitung 20.11.1998 

http://www.raske.net/
mailto:peter@raske.net


Oldletter:         SPD-Geschichten aus Papenburg 
  
06.04.2014                                                                                                                 Nr. 45 

Peter Raske – Am Kamp 31 – 26871 Papenburg – www.raske.net – peter@raske.net – 04961 5995 
Seite 8 von 8 

 

 

Ems-Zeitung 20.11.1998 

 

 

 

 

 

 

  

http://www.raske.net/
mailto:peter@raske.net

